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Halbzeit in Bonn: 
Der Kurs stimmt 
Jahdem überzeugenden Wahlsieg vor zwei 
&iir!?n bestät|gten unsere Mitbürger den von 

I9to k   anzler Helmut Kohl am 1- 0ktober 

Bür    e9°nnenen Konsolidierungskurs. Die 
re 9®r hatten klar erkannt, daß die SPD in ih- 
Sch |,rtscnafts-' Finanz- und Sozialpolitik ge- 
CDU/   rt war. Die Regierungskoalition und die 
gru^

CsU-Bundestagsfraktion können auf- 
trot    lhres ordnungspolitischen Neubeginns 
belt der angespannten Situation auf dem Ar- 
D 

Is,narkt überzeugende Erfolge vorweisen. 

^d ?ruttosoz'alprodukt nahm 1983 um 1,3 Prozent 
ehe 4 um 2-6 Prozent zu- Die gesamtwirtschaftli- 
chn y°raussetzungen für 1984 waren noch wesent- 
DrUc?Unstiger, aber durch den Arbeitskampf in der 
sie n 

Und Metallindustrie im Frühjahr 1984 konnten 
stun ht vollständig genutzt werden. Bei der Lei- 
Schi?RSbilanz verzejchnen wir für 1983 einen Über- 
UM B 0n 10-3 Mrd- DM und für 1984 v von 17,9 Mrd. 
von 47 Handelsbilanz gab es einen Überschuß 
ujes 

Mrd- DM bzw. 55 Mrd. DM für 1983 und 1984. 
r^ke't ten verdeutlicnen die hohe Wettbewerbsfä- 
hig   der deutschen Unternehmen auf den Welt- 

1984'e lnflationsrate konnte 1983 auf 3 Prozent und 
*eichnUf 2'4 Prozent gesenkt werden. Hiermit ver- 
tat wj      W,r wieder das gleiche Maß an Preisstabili- 

e v°r 15 Jahren, als die Union ebenfalls in der 
(Fortsetzung Seite 2) 
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Norbert Blüm: 

Höhepunkt der Arbeitslosigkeit ist überschritten 
Trotz der Fortsetzung des extrem strengen Winters ist im Februar die ArbejJJj 
losenzahl zurückgegangen. Das beweist: Die wirtschaftlichen Auftriebskran 
haben die Oberhand gewonnen. Der Höhepunkt der Arbeitslosigkeit ist UD» 
schritten, erklärte Bundesarbeitsminister Norbert Blüm zur neuesten Entwic* 
lung auf dem Arbeitsmarkt. 
Wir können den Abbau der Massenarbeitslosigkeit schaffen, wenn niemand a 
seits steht und sich alle an einer großen Aufschwungsinitiative auf dem Arbei 
markt beteiligen. Die konjunkturelle Besserung darf nicht am Arbeitsmarkt VOTD 
gehen. Unternehmen geht vor Unterlassen, Zupacken vor Abwarten, Einstau 
vor Überstunden. 
Auch die Bundesregierung wird ihren Beitrag leisten. Noch in den nächsten y 
chen wird das Beschäftigungsförderungsgesetz verabschiedet. Es wird Ersi 
rungen auflösen, der Flexibilität Nachschub geben und damit Einstellungen 
leichtern. 
Die Zeichen des Arbeitsmarktes stehen auf Besserung: 
— Der Zugang an offenen Stellen lag mit 114000 um 19,2 Prozent über dem VO 
monat und um 6,6 Prozent über dem Vorjahresmonat, 
— die Zahl der offenen Stellen am Monatsende lag erstmals wieder über 
100000-Marke und erreichte mit 101000 den höchsten Stand seit Juli 1982, 
— die Zahl der Arbeitsvermittlungen lag mit 132000 um 15,4 Prozent über d« 
Vormonat und um 8,8 Prozent über dem Vorjahresmonat: seit 1980 hat es m 
nem Februar nicht mehr so viele Arbeitsvermittlungen gegeben. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
Regierungsverantwortung stand. Ein Pro- 
zent weniger Inflation bewahrt die Rentner 
vor einem Kaufkraftverlust in Höhe von 
1,35 Mrd. DM und die Arbeitnehmer von 5 
Mrd. DM. Den Sparern wird ein Wertver- 
lust ihres Geldvermögens von 17,8 Mrd. 
DM erspart. Insgesamt ist die Kaufkraft 
der Bürger durch die Senkung der Preis- 
steigerungsrate seit dem Regierungs- 
wechsel 1982 um ca. 30 Mrd. DM gestie- 
gen. Für 1984 verzeichneten Arbeitneh- 
mer wie Rentner wieder einen Zuwachs 
beim realen Einkommen und bei den Ren- 
ten. 
• Stabile Preise sind die beste Einkom- 
mens- und Lohnpolitik. Die Senkung der 
Inflationsrate brachte somit mehr wie je- 
des staatliche Konjunktur- oder Beschäfti- 
gungsprogramm, wie es von der SPD und 

poi" 
den GRÜNEN in den verschiedensten 
men vorgeschlagen wird. 

Außerdem sind zur Verbesserung d 
Si- 

tuation auf dem Arbeitsmarkt Maßna ^ 
wie das Vorruhestandsgeldgesetz. ß, 
Gesetz zur Förderung der Rück«6 

reitschaft von Ausländern, das ^.••fö- 
zeitgesetz und das Beschäftigung5' se 
rungsgesetz eingeleitet worden. ^ 
Maßnahmen sind sämtlichen staa.eheP. 
Beschäftigungsprogrammen vorzuz"^ 
da sie am Arbeitsmarkt langfristig ^ 
turell mehr bewirken wie jedes Profl 

Nur durch eine Politik der Verlaßl"C n 

und des Vertrauens in die langfr" n, 
ordnungspolitischen Rahmenbedi^ ^ 
gen wird es uns gelingen, auch aui fli 

Arbeitsmarkt für Entlastung zu 5 • 
stellt MdB Wissmann fest. 
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JMEDIENKONGRESS IN MAINZ 

Jjedien von morgen - für 
Bürgerfreiheit und Meinungsvielfalt 
amo5edlenkon9reß der CDU/CSU 
M' *J- und 28. Februar 1985 in Mainz 
Vor,   Unter dem Leitwort „Medien 
MftLmor9en —für Bürgerfreiheit und 
heh"Un98vlelfalt". Rund 1000 Teil- 
**a* V ""^strichen das rege Inter- 
9reR      Schwelt an diesem Kon- 
Uni" u.nd d'e hohe Kompetenz der 
kan,, 

,n d©r Medienpolitik. Bundes- 
*l<Wn?r" He,m"t Kohl, Ministerprä- 
Post«!,     Bernhard Vogel, Bundes- 
Schim    ster Dr Christian Schwarz- 
StoiK   9' staatssekretär Dr. Edmund 
Dr u7r und der Kongreßleiter 
b»ach/ner Remmers zeigten in viel- 
We01 eten Grundsatzreferaten den 
8chaft

n
d

d,e med|enpo»*ische Land- 
er Zukunft auf. 

lyr der Mainzer Fachtagung ist die Uni- 
d6r 

n ln d'e Praxisphase der Gestaltung 
Das üen Medienlandschaft eingetreten. 
ist dur

e^lenPolitische Profil der CDU/CSU 
kon2e^. die Vorlage ihres neuen Medien- 
9rarnrn H "Medien von morgen — Pro- 
lr»forrr\ t CDU/CSU für eine freiheitliche 
erNkrtet ~ Und Kommunikationspolitik" 
9reSse *

orden. Die Teilnehmer des Kon- 
ische n in Diskussionen und Ge- 
9en B^t

n dieses Konzept als einen wichti- 
%g ' ra9 zur verantwortlichen Ausfor- 
öundes 

r neuen Medienordnung in der 
He 

repUblik Deutschland gewertet. 
^Uncjesk

en ricntungweisenden Reden von 
sident *ar,z'er Helmut Kohl, Ministerprä- 
^r'stian

eonhard Vo9el, von Postminister 
Sär Ed

Schwarz-Schilling und Staatsse- 
mund Stoiber lag am ersten Tag 

ein weiterer Schwerpunkt auf den an- 
schließenden Beratungen in drei Foren, 
die sich mit der Medienprogrammatik der 
Union, den wirtschaftlich-technischen Fra- 
gen der neuen Medien und deren Wirkun- 
gen auf Familie, Kultur und Journalismus 
beschäftigten. Eine praxisnahe technische 
Sonderschau von Technologiefirmen, der 
Deutschen Bundespost, den Kabelpilot- 
projekten, ARD, ZDF und RTL demon- 
strierte den Teilnehmern die heute schon 
vorhandene elektronische Technik und die 
neuen Programme der privaten Rundfunk- 
veranstalter. Auf einer Podiumsdiskussion 
unter Leitung von Werner Remmers disku- 
tierten am zweiten Kongreßtag Vertreter 
der öffentlich-rechtlichen und privaten 
Rundfunkveranstalter, der Zeitungsverle- 
ger, der Wissenschaft, des Theaters und 
des Journalismus über „Neue Medien für 
alle — Maßstäbe und Perspektiven". 

In den Reden von Helmut Kohl, Bernhard 
Vogel, Christian Schwarz-Schilling und 
Edmund Stoiber kam die Entschlossen- 
heit der Union zum Ausdruck, neben den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
privaten Veranstaltern eine echte Chance 
zum Wettbewerb zu geben, um das Ver- 
fassungspostulat des Jedermannsrechts 
auf Meinungsfreiheit im Zeitalter der 
neuen Informations- und Kommunika- 
tionstechniken zu verwirklichen. 

Bundeskanzler Kohl betonte, daß die Kon- 
kurrenz der Medien auch zum Wettbe- 
werb der Ideen beitragen und den ver- 
nünftigen Umgang mit der Freiheit fördern 
werde.  „CDU und CSU, die in unserem 
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Land die Soziale Marktwirtschaft einge- 
führt haben, bleibt es vorbehalten, die 
letzte Zwangsbewirtschaftung aufzuhe- 
ben, nämlich die im Bereich der Medien", 
erklärte Helmut Kohl (Auszüge aus seiner 
Rede auf den folgenden Seiten). 
Ministerpräsident Bernhard Vogel appel- 
lierte in Mainz nochmals mit großem 
Nachdruck an die SPD-regierten Länder, 
endlich einen Staatsvertrag über die Neu- 
ordnung des Rundfunkwesens abzu- 
schließen. Wörtlich sagte Dr. Vogel: „Man 
muß sich gut überlegen, in den entschei- 
denden Fragen der neuen Medienordnung 
für Deutschland nicht gemeinsam zu han- 
deln. Aber wir haben nicht mehr viel Zeit. 
Wir sind gesprächsbereit, aber nur noch 
für die nächsten Wochen." Edmund Stoi- 
ber bekräftigte die Haltung der Union in 
dieser Frage mit dem Satz: „Der .Födera- 
lismus' steht hier am Scheideweg." Wenn 
private Anbieter überhaupt noch eine ech- 
te Entfaltungschance haben sollen, müßte 
dafür im Medienstaatsvertrag durch eine 
ausreichende Finanzierung die Grundlage 
geschaffen werden, präzisierte Edmund 
Stoiber. 
Bundespostminister Schwarz-Schilling 
legte in detaillierter Form die offenen Aus- 
baukonzepte der Post mit parallelen Ent- 
wicklungslinien dar und verteidigte den 
Ausbau der Kabelfernsehnetze als wichti- 
gen Beitrag für eine höhere Lebensquali- 
tät und die Schaffung und Sicherung von 
Arbeitsplätzen. 
Auf hohem fachlichen Niveau bewegten 
sich die Referate in den dichtbesetzten 
Foren. Im Zentrum der Diskussion im Fo- 
rum 1 „Medienpolitische Grundsätze für 
die Medien von morgen", das von Prof. 
Eberhard Dall'Asta geleitet wurde, stand 
das Verhältnis zwischen privaten und öf- 
fentlich-rechtlichen Anbietern in einer zu- 
künftigen Medienordnung. 

Ausgehend von einer notwendigen Pla- 
nungssicherheit für  private Veranstalter 

müßten detaillierte Programmauflagen für 

private Veranstalter entfallen, weil sie 
im Gegensatz zu den gebührenfinanZ' 
ten   Programmveranstaltern   mit   'nr 

„binnenpluralen Programm" — das ga 

wirtschaftliche Risiko allein zu tragen n 
ten. Auch die verfassungsrechtlich auß 
ordentlich wichtige Frage der Anforder 
gen an den Pluralismus wurde erört 
Man war sich einig, daß an die Anf°r.n- 
rung des Pluralismus keine zu hohen 
sprüche gestellt werden sollten. Es Ko 
me nicht auf ein perfektioniertes ^y*   , 
an, sondern es werde nur mit dem & 
desverfassungsgericht verlangt, daß    - 
inländischen Programme ein Mindest 
an Ausgewogenheit zusammen besa

han- 
Drei Grundvoraussetzungen für ein..^ent' 
cengerechtes Nebeneinander von Öf| 
lich-rechtlichen und privaten Veransta 
wurden als unverzichtbar angesehen-   , 
ne weitere Ausdehnung des gegen 
gen  Gebühren- und Werbeaufkom^" 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan 
ten,  ungehinderte bundesweite ^'n?jter 
sung der Programme privater Verans 
und   keine   Kooperation   der   offen 
rechtlichen  Anstalten  mit  privaten     ^ 
grammanbietern zu rein privatwirtsc 
chen Tätigkeiten. -en 
Bei den wirtschaftlich-technischen rf j. 
der neuen Medien im Forum 2 unte . 
tung von Frau Minister Birgit Breuel 9 &( 

es um die Verkabelung, die Akzepten ^ 
neuen Medien und wirtschaftliche Z .^ 
menhänge der Kommunikationsp ^ 
Vorrangig bleibe der Gesichtspunkt.^, 
ohne die neuen Technologien ein..a|jch 
Schaftswachstum auf Dauer nicht m°9

auS 
sei und daß deshalb ein Aussteige e 

der Anwendung von „High Tee" für ^Q\. 
Wettbewerbsfähigkeit katastrophale ^ ^ 
gen haben würde. Der EDV-Bereicn^. 
sei einer der zukunftsträchtigen ^ ^V 
tumsträger, und auch in der Un Q$ 

tungselektronik böte sich ein en 
Wachstumspotential nicht nur für di 
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tern ter' sondem auch fur kleine Un- 
tion rt1en' ^r den Bund 'st die ,nforma_ 

sJechnik die Wachstumsindustrie par 
c^

eller|ce. Der Schwerpunkt der staatli- 
tra ^öf'derung beruhe neben dem Bei- 
Sc?       Post auf der Förderung von For- 
sCLUn9 und Entwicklung und der opti- 
Wn Nachrichtentechnik als der Basis- 

nn°logie der Zukunft. 

im von Di Po"*"' U|eter Weirich (MdB) geleiteten 
rTler 

rn_ 3 beschäftigten sich die Teilneh- 
mt ?'* den Wirkungen der neuen Medien 
d6r 

arn'lie, Kultur und Journalismus. In 
die b

endenz zeigten fast alle Referenten 
fent|.'?|ang in der öffentlichen und veröf- 

nten  Meinung verkannten Vorteile 

der neuen Medien auf. Nachteile würden 
aufgrund diffuser Ängste oder aus Grün- 
den der Ideologie und Macht herbeigere- 
det, seien aber empirisch keineswegs 
nachweisbar. Die Schwierigkeiten bei ei- 
ner breiten Einführung der neuen Medien 
lägen bei technischen und wirtschaftli- 
chen Problemen. Deutlich absehbar seien 
die erweiterten Chancen für Berufe und 
Kultur in unterschiedlichen Regionen und 
vor allem auch auf örtlicher Ebene. Positiv 
wäre auch die verstärkte kreative Arbeit 
im Umgang mit den neuen Medien einge- 
schätzt, wobei die Medienpädagogik in 
Zusammenarbeit mit Elternhaus und den 
Medienverantwortlichen eine stärkere Ak- 
zentuierung erfordere. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
auf dem Weg ins Informationszeitalter" 
Au s*üge aus der Rede von Bundeskanzler Helmut Kohl 

tty ^6npolit'k ist heute in aller Munde. Das 
&8jje

eine Gründe: Immer mehr wird die 
v0n Jf ün9 der Medien für die Verteilung 
^tio ner Aufmerksamkeit für Inter- 
im  nen Ur»d Meinungen erkannt. 

$ch|JÜ
h

r   eine   freiheitliche   Gesellschaft 
lr,f°rrn  •      konstituierende  Freiheit der 
abhantion Und der Meinun9säußerun9 ist 

4*3 p9[9 yon der Fähigkeit der Medien, 
^s 2    

,ikurn möglichst umfassend über 
V U Unterrichten, was — wo auch im- 
s^hiehT   mit   öffentlicher   Relevanz   ge- 

^hs e'te Grund fur den Bedeutungszu- 
^ch Medienpolitik muß in der stür- 
be 6n Entw'cklung der Medientechno- 
öie 

9esehen werden. 
Untermische Entwicklung hat unsere 
^dfi dun9en zwischen Presse und 
^ntr^' zwiscnen privatrechtlicher und 

ICn-rechtlicher Organisation hinfällig 

gemacht. Sie hat neue Möglichkeiten für 
neue Programme und Dienste zur Verfü- 
gung gestellt, die eine neue Ordnung ver- 
langen. 
Medienpolitik ist so zu einem wichtigen 
Feld jeder Politik geworden, die sich das 
Ziel gesetzt hat, den Freiheits- und Ent- 
scheidungsraum des Bürgers zu sichern 
und zu erweitern. 
Deshalb ist Medienpolitik ein geradezu 
klassisches Thema der CDU/CSU. 
CDU und CSU haben schon vor etwa zehn 
Jahren zu den alten und neuen Medien 
umfassende programmatische Aussagen 
entwickelt: zur Presse, zu den öffentlich- 
rechtlichen Anstalten, zur Nutzung von 
Kabel und Satellit, und natürlich auch zum 
Film und der Medienpädagogik. 

Lange Zeit standen wir damit allein auf 
weiter Flur. Bereits in den 70er Jahren ha- 
ben wir uns in vielen Diskussionen mit den 
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Chancen und Auswirkungen künftiger Me- 
dienordnungen beschäftigt, als sich ande- 
re durch die neuen Entwicklungen belä- 
stigt — um nicht zu sagen: in ihrer Macht- 
position bedroht — fühlten. Heute ist kei- 
ne andere Partei in der Lage, ein so um- 
fassendes, in sich geschlossenes Medien- 
konzept vorzustellen, wie wir es auf die- 
sem Medienkongreß tun. 

Wir hatten in den Unionsparteien gegen- 
über dem medientechnischen Fortschritt 
von Anfang an keine Berührungsängste. 

Vor allem aber sahen und sehen wir die 
Chancen für mehr Bürgerfreiheit und Mei- 
nungsvielfalt und damit zugleich für neue 
Vitalität in unserer Demokratie und ihrem 
Prozeß der politischen Meinungs- und Wil- 
lensbildung. 

Wenn wir neue Freiheitschancen für den 
Bürger erkennen, ziehen wir nicht die Not- 
bremse und rufen nicht nach staatlicher 
Reglementierung. Wir mißtrauen nicht den 
Bürgern, wir vertrauen ihnen — ihrer Kraft 
zur Selbstbestimmung, zur Vernunft und 
ihrer Fähigkeit, Freiheit verantwortungs- 
bewußt zu gebrauchen. 

Seit der Gründung der Koalition der Mitte 
von CDU, CSU und FDP haben Informa- 
tionsfreiheit und Meinungsvielfalt neue 
Chancen bekommen. Wir haben die me- 
dienpolitische Blockade der 70er Jahre 
beendet. 
Es ist unsere Aufgabe, dafür zu sorgen, 
daß die Bundesrepublik Deutschland in- 
ternational konkurrenzfähig bleibt. Wir 
würden als Industrienation abdanken, 
wenn wir technische Spitzenprodukte lie- 
ber importieren würden, statt sie selber 
herzustellen und auch auf Auslandsmärk- 
ten anzubieten. 
Aber es geht um mehr als um unsere wirt- 
schaftliche Zukunft. Es geht um die geisti- 
ge Orientierung, die unsere Gesellschaft 
prägt; es geht darum, daß unsere politi- 
sche und kulturelle Ordnung vom zentra- 

der 
4 Freiheit   besti^ 

poli,T> 

len   Gedanken 
bleibt. 
Wir   sind   aus   prinzipiellen 
Gründen gegen jede Einengung der 
mations- und Meinungsfreiheit. Wir s   ^ 
uns gegen jeden Versuch, den Bürg 
bevormunden. ^t 
Auf dem Weg ins InformationszeitaK    $ 
verantwortliche  deutsche  Politik un 

Rolle zweifach zu definieren: 
als Kulturnation und als Industrienat'0 ' 
Mit dem  Begriff der Informationsg0^, 
schaft  muß unsere  Industrienation    ^ 
mehr als nur die Innovation im Bere|C 

Massenmedien verbinden. nt 
Information ist Rohstoff und lnstrü ^ 
jeder Form von  Datenverarbeitung' ^ 
Büro- und Industrieelektronik, 
men des Schulwesens, der 

aller 
yflf Bildung, 

mittlung und selbstverständlich oe 
tronischen Medien. _  $ 
Wir brauchen die Spitzentechnolog $ 
Informationsverarbeitung, wir muss ^s 
ihr teilhaben. Und obwohl es hier u tflp 
besser steht, als manche Pessl ^ 
meinen, so haben wir doch aus9e'Hü5trie' 
in unseren traditionell starken 'n rf1s^' 
zweigen, in der Elektro-, in der re 

technik, erheblich an Terrain verlor6 ^ 

Ich bin überzeugt, daß der Erfinderg ^. 
Deutschland nicht ausgestorben is

cfiaftS' 
dings hat eine verfehlte Wissens ep 
und Wirtschaftspolitik in den vergangen 

neuer    u 

und > 
Jahren die freie Entfaltung neue 
eher behindert als gefördert, 
vor allem das gebremst, was man 
Technologietransfer nennt. ^ 
Die Bundesregierung hat in den $ 
zwei Jahren den Weg freigemacht ^e< 
Entwicklung und Anwendung ^°^v 

Zukunftstechniken im gesamten 'n 

tions- und Kommunikationswesen- -, 

Wir als Europas größte Industrien ^ 
sind darauf angewiesen, daß wir ^ 
Entwicklung,   Herstellung   ' und 
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ren? v°n Spitzentechnologien unsere füh- 
erw ?' Ste"ung in der Welt behaupten und 
(jen l!ern und daß wir sie dort, wo sie in 
reno icnen der Mikroelektronik verlo- 

9ßgangen ist, zurückgewinnen. 

den n
6Uen Basistechnologien werden in 

ner 
acr,sten zehn bis zwanzig Jahren ei- 

Weit • größten Wachstumsmärkte der 
V0||<s

S6ln- Sie sind die Vorreiter unserer 
b6n 

Wlrtschaft, und es ist falsch zu flau- 
ten B aß man sie nur in hochspezialisier- 
tste etrieben finden wird. Produkte und 
katj0n

me der 'nformations- und Kommuni- 
Küch ?.chnik werden im Alltag, von der 
Verstä 2Um Wohnzimmer' so selbst- 
seher liCn Werden wie neute der Fern- 

oder der Taschenrechner. 

run  
abe schon in meiner ersten Regie- 

kritisrhrklärun9 betont: Wir sind nicht un- 
cn fortschrittsgläubig. 

Seir> m^,Ssen uns allerdings klar darüber 
TeC|! daß Technologiefeindlichkeit und 
überm 

gieverweigerung morgen oder 
lridUs?0r9en das Ende Deutschlands als 
quen2

r'enation wären — mit allen Konse- 
Ö|0c|f

en auch auf dem Arbeitsmarkt. Eine 
ikfw     der neuen Techniken, eine Poli- tik der 

$che I Passiven Verweigerung, die rebelli- 
Urici USt am Aussteigen wären für unser 
liche> seine wissenschaftliche, wirtschaft- 
Phai s°2iale Entwicklung, katastro- 

durch
and wiM und darf verschweigen, daß 

^Uen T ^at'°nalisierungseffekte der 
9ehen 

ecnniken Arbeitsplätze verloren- 
Schaffe 

Jedocn: Die neuen Techniken 
^itsniju aucn neue zukunftssichere Ar- 
werbsf".2e' Sie fördern unsere Wettbe- 
^arKte auf   den   internationalen 
S im" Und sichern den Ertrag und Er- unserer Voiu».,..;-*—.i.-«* 
*Cht 

rer Volkswirtschaft. 

Qi^n dig J!2t werden die neuen Technolo- 
ge! ^j Wettbewerbschancen der kleinen 
Sie hah     en  Unternehmen verbessern. 

en sich schon jetzt bei raschen 

Veränderungen anpassungsfähiger ge- 
zeigt als manche Großunternehmen. 
Die Bundesregierung und die Bundespost 
werden ihre mittelstandsfreundliche Poli- 
tik fortsetzen. Die Zusammenarbeit mit 
dem Handwerk beim Aufbau der medien- 
technischen Infrastruktur wollen wir inten- 
sivieren. 
An dieser Stelle möchte ich unserem 
ebenso oft wie ungerecht angefeindeten 
Freund Christian Schwarz-Schilling dan- 
ken. Ohne die durch ihn veranlaßten Vor- 
leistungen der Post könnte ein zukunfts- 
trächtiger Medienmarkt überhaupt nicht 
entstehen. 
Wir begreifen den Wandel der Medien- 
struktur als nationale Aufgabe von hohem 
Rang. Jetzt werden die Weichen für künfti- 
ge Entwicklungen gestellt, die unser ge- 
sellschaftliches Leben und unsere politi- 
sche Kultur nachhaltig beeinflussen wer- 
den. 
Diese Aufgabe können weder die Länder 
noch der Bund allein erfüllen. Ich weiß und 
respektiere, daß das Schwergewicht der 
Zuständigkeiten für eine Medienordnung 
bei den Ländern liegt. Die Bundesregie- 
rung hat jedoch ihrerseits alles unternom- 
men, um die technischen Voraussetzun- 
gen für die neuen Medienstrukturen zu 
schaffen. 
Der Bundespostminister ist dabei nachzu- 
holen, was viele Jahre lang versäumt wor- 
den ist. Während in unseren Nachbarlän- 
dern — Belgien, Holland, Schweiz u. a. — 
längst Verkabelungsdichten von 50 bis 80 
Prozent erreicht wurden, hatten bei uns 
Ende 1982 gerade zwei Prozent der Haus- 
halte einen Kabelanschluß. Kabelanschluß 
haben jetzt rund eine Million Haushalte, 
knapp zwei Millionen weitere sind an- 
schließbar, haben also den sogenannten 
Übergabepunkt vor der Haustür. 
Natürlich ist das nur ein Anfang. Wem es 
nun plötzlich nicht schnell genug geht, der 
sollte berücksichtigen, daß in einigen Bun- 
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desländem die gesetzlichen Vorausset- 
zungen noch nicht geschaffen sind, die es 
überhaupt erst ermöglichen, neue Pro- 
gramme aus dem In- und Ausland in die 
Kabelnetze einzuspeisen. 
CDU und CSU fordern nachdrücklich, daß 
der Staatsvertrag der Bundesländer zur 
Neuordnung des Rundfunkwesens end- 
lich unter Dach und Fach gebracht wird. 
Es ist höchste Zeit für die Erkenntnis, daß 
die deutschen Bundesländer und die ge- 
samte Bundesrepublik Deutschland sich 
recht klein ausnehmen in den Dimensio- 
nen des Satellitenfernsehens, das Konti- 
nente umspannt. Wir dürfen keine Medien- 
provinz werden. 
Der mündige Bürger darf weder manipu- 
liert noch monopolisiert werden. Und das 
gilt auch und gerade für das, was er aus 
seinem Radio hört und in seinem Fernseh- 
apparat sieht. Sein Recht der freien Wahl 
gilt auch für das tägliche Funk- und Fern- 
sehprogramm. Das ist eine Frage der poli- 
tischen Grundanschauung. 
Trotz aller notwendigen Kritik ist es unbe- 
streitbar, daß die öffentlich-rechtlichen 
Anstalten der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Vergleich mit anderen Ländern 
hervorragende Leistungen erbracht ha- 
ben. 
Jedoch die Zeit eines Monopols ist vorbei. 
Neue Übertragungstechniken beseitigen 
die alten Grenzen für Information und 
Kommunikation. 
Der CDU/CSU, die in unserem Land die 
Soziale Marktwirtschaft eingeführt hat, 
bleibt es vorbehalten, die letzte Zwangs- 
bewirtschaftung aufzuheben, die es bei 
uns noch gibt. 
Wir öffnen den Zeitungsverlagen den Weg 
zur elektronischen Verbreitung ihrer Infor- 
mationen. Es wäre durch nichts zu recht- 
fertigen, die Zeitungen allein auf das klas- 
sische Druckverfahren festzulegen, das 
vor fünf Jahrhunderten von Johannes Gu- 
tenberg erfunden wurde. 

Unsere Medienpolitik richtet sich nicjj  ,. 
gen die öffentlich-rechtlichen Rundt 
und Fernsehanstalten. Uns geht eS   ^fi 
darum, ihre Existenz in Frage zu s 
oder ihnen ihre Arbeit schwerer zu 

chen. f. 
Aber wir sind entschlossen, privaten 
anstaltern die Chancen zu einem 
Wettbewerb zu geben. p0. 
Dabei wissen wir, daß auch die neuen 
gramme nicht alle Wünsche erfüllep ^ 
den. Die neuen Sendungen werde 
die alten nicht nur Freude machen, 
dem auch Ärger bringen. jf 
Offene informierte Gesellschaft kan. jpg 
entstehen, wenn die Bürger ihre Mein 

und ihr Urteil auf eine möglichst breite 

vielfältige Unterrichtung gründen k°ne- 
Um so fruchtbarer ist die öffentlichi     ,. 
batte, um so freier am Ende die En 

dung. tj0pS' 
Ich verkenne nicht, daß die Inform* ^ 
flut nicht nur Chancen bietet, s° j0Ür- 
auch Probleme mit sich bringt. Fur jpd 
nalisten und Redakteure auf der ein^dere'1 

Zuschauer und Zuhörer auf der * ^ 
Seite wird es zusehends schwierig0 ' 
Informationsfluß zu ordnen. $ 
Hinzu kommt, daß es beileibe nicht (fl- 
vermehrten und andersartigen ?[ , $ 
me in Rundfunk und Fernsehen sl #<&' 
allein das Informationszeitalter Re- 
chen werden. Die neuen comP piit 
stützten Text-, Daten- und Bilddien ^u- 
ihrer schnellen und umfassenden * erflfl 
nikation drängen und dringen in ü ^f 
Alltag. Vielen Menschen ist das 
wohnt, wie jede neue Technik. ^it 
Aber schon die Selbstverständlich*^^ 
der unsere Kinder mit Computern ^ 
hen, zeigt uns, wie schnell die Me ^ p) 
lernen, sich auch diese neue Tee• pj- 
Diensten zu machen. Mikroelektro ^y 

gitaltechnik, Breitbandkabel und ^ 
tentechnik bringen außerdem n' \fß 
mehr  Information  und  Unterhalt 
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Haus 

' keit> 2u ordnen und zu sortieren. 
.sondern sie geben auch die Mög- 

8 ?? a" die neuen Angebote wie Bild- 

soNtrmteXt Und Videotext irritieren, der 
au h •S'C'1 daran erinnern, daß wir uns 

n in der Vergangenheit immer wieder 
y neue Technologien gewöhnt und ihre 

•«'le zu schätzen gelernt haben. 

d      bei uns wird es schließlich nicht an- 

nie
SSein als in den USA und Großbritan- 

2   r mehr Information und Unterhaltung 

dem pSWahl hat' sitzt nicht län9er vor 

Fernsehgerät, sondern zufriedener. 

zum H°nkUrrenz der Medien wird auch 

den tbewerb der Ideen beitragen und 
f0r. Vernünftigen Umgang mit der Freizeit 
ein f m' Die oft beschworene Gefahr, daß 
ven re'es lnf°rmationsangebot zu Niveau- 
do 

Ust und geistiger Nivellierung führt, ist 
gra n'C^ eingetreten, wo private Pro- 
J mrne das öffentlich-rechtliche Angebot 
neb en"lm Gegenteil, seit es in England 

en der staatlichen BBC auch privates 
risehen gibt, ist die BBC nach allge- 

Und 
em Urteil leistungsfähiger, schneller 

CDU 
Wendiger geworden. 

vate Und CSU fordem die Zulassung pri- 
in .. °undfunk- und Fernsehprogramme 
fe "en Bundesländern. Das bringt die öf- 
Sie !Ch'recntlichen Anstalten nicht um. 
Werh en einen dreißigjährigen Wettbe- 
er ?SVorsPrung. Sie haben die Zuschau- 
en '? d'6 anderen sich erst erobern müs- 
biet "^ wenn die neuen Programman- 
bau

e[" überhaupt eine faire Start- und Auf- 
Werh nCe naben sollen, dann darf das 
nen 

evo|umen von ARD und ZDF nicht 
^    enswert ausgeweitet werden. 

öffentlich-rechtlichen Anstalten brau- 
se 
chen V\/et 

nicht mehr Werbung, sondern mehr 
Kre 

Werb- Gerade die vielen Aktiven, 
Punt und Tüchtigen in den heutigen 
•unk- 
nicht und Fernsehanstalten fürchten sich 

v°r der Konkurrenz. 

Es gibt viele gute Journalisten und Pro- 
grammacher, die über die Unbeweglich- 
keit, die Bürokratisierung und über negati- 
ve Auswirkungen des Parteienproporzes 
stöhnen. Gerade deshalb haben wir die 
Kandidatur eines parteilosen Fachmannes 
beim WDR unterstützt. 

Die Nachwehen der kulturpessimisti- 
schen, technikfeindlichen Tendenzen der 
siebziger Jahre führen bei manchen Pro- 
grammachern ein zähes Eigenleben. Das 
ist um so gefährlicher, weil dem Fernse- 
hen in seiner heutigen Monopolstellung 
weithin eine gleichsam offizielle Autorität 
zugemessen wird. 

Manche Fernsehjournalisten scheinen 
sich dieser besonderen Verantwortung 
nicht bewußt zu sein. Was sich einige von 
ihnen im Umgang mit unseren Verbünde- 
ten und in der Berichterstattung über den 
amerikanischen Präsidenten geleistet ha- 
ben, grenzt an einen Skandal. 

Es sind ja die Bürger selbst, die sich die- 
ser Indoktrination zunehmend entziehen. 
Zuerst durch leistungsfähigere Hausan- 
tennen, mit denen auch Programme der 
Nachbarländer empfangen werden kön- 
nen, und dann durch den Videoboom. 

Diese Entwicklung hat stattgefunden, ehe 
es Kabelfernsehen und private Rundfunk- 
programme gab — oder vielleicht gerade 
deswegen, weil es sie noch nicht gab. 

Die inzwischen aufgetretenen Fehlent- 
wicklungen auf dem Videomarkt werden 
wir energisch bekämpfen. Die Novelle des 
Bundesjugendschutzgesetzes wird dazu 
beitragen. Darüber hinaus appelliere ich 
an die Bundesländer, die Jugendschutzre- 
gelungen in den Ländermediengesetzen 
aufeinander abzustimmen. 

Als Beitrag zur aktuellen medienpoliti- 
schen Diskussion wird das Bundeskabi- 
nett die „Vorstellungen des Bundes für ei- 
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ne Medienordnung der Zukunft" verab- 
schieden. 

Die Bundesregierung ist bereit, auf dieser 
Grundlage mit allen Bundesländern zu- 
sammenzuarbeiten. Dabei kann uns natür- 
lich nicht gleichgültig bleiben, wie stark 
die einzelnen Länder an einem zügigen 
Ausbau ihrer kommunikationstechnischen 
Infrastruktur interessiert sind. 

Wer über die Zukunft unserer Medien 
spricht, ist zugleich mit unserer Zukunft 
als Kulturnation befaßt. 

Die neuen Medien und hier insbesondere 
die Satellitentechnik werden die Kultur- 
kreise unserer Erde einander noch we- 
sentlich näherbringen als bisher. Dies 
bringt zweifellos das Risiko kultureller 
Einebnung mit sich. Die Geschichte lehrt, 
daß die Überlebensfähigkeit von Kulturen 
durch die Sprache gesichert wird. 

Es geht mir mit diesem Hinweis nicht dar- 
um, Barrieren aufzurichten oder einem 
kulturellen Projektionismus das Wort zu 
reden. Es geht vielmehr darum, daß wir 
auch in der engerwerdenden Welt unsere 
kulturelle Identität bewahren, und das ist 
nur möglich, wenn wir uns im internationa- 
len kulturellen Schaffen auch mit unseren 
eigenen Produktionen behaupten. 

Deshalb gehört in diesem Zusammenhang 
auch die Zukunft des deutschen Films. 
Dabei dürfen wir nicht in den alten Kate- 
gorien — hier Fernseh-, dort Kinofilm — 
steckenbleiben. Ich denke hier an eine 
Filmgattung, die Zehntausende von Pro- 
grammstunden für ein Zeitalter bereitstel- 
len soll, dessen riesiger Programmbedarf 
kaum vorstellbar ist. 

Die westeuropäische Film- und Fernsehin- 
dustrie deckt gegenwärtig nur einen klei- 
nen Teil des ständig wachsenden Bedarfs, 
der nach einer britischen Prognose bis 
1990 auf rund 500000 Programmstunden 
im Jahr ansteigen soll. Dem stehen ge- 

genwärtig  nur tausend  bis  dreitausend 
Programmstunden der westeuropäisch^ 
Filmindustrie gegenüber. Ich halte es für 

sehr wichtig, daß es uns gelingt, ein intef" 
national erfolgreicher Wettbewerber irT1 

Bereich der weltweiten ProgrammproduK' 
tion zu werden. 

Wir müssen also für die Renaissance °e 

deutschen Films, für eine breit angelet 
deutsche und europäische ProgrammPr<^ 
duktion sorgen. Die Einrichtung der Fi"11 

förderung reicht da nicht aus. Es bed^ 
einer weitgespannten kultur-unternehm .^ 
rischen Initiative auf nationaler, europa 

scher und internationaler Ebene. 

Ich bin der Auffassung, daß wir die M 
dienmarktforschung   zügig   vorantreiD 
müssen. Hier bieten die von einigen L* 
dem,  insbesondere von  Rheinland-P"3 

getragenen  Pilotprojekte  eine  nerV°rjjg 
gende Chance. Wir reden viel über ° 
Medien, aber wir wissen immer noch 
wenig über ihre tatsächlichen Wirkung0 ' 

So hat nach neueren Erkenntnissen z 
Beispiel Gewalt in der Tagesschau ein 
tiefergehenden Einfluß als Gewalt in elP 

Fernsehreihe wie Tatort. 

Es ist auch Aufgabe der Bildungspo''^] 
die neuen Techniken beherrschbar zu 
ten. Erziehung und Bildung müssen 
einzelnen in die Lage versetzen, die C"1 

rantw<>r 

eig*' 

ilich 

cen der erweiterten Angebote vers 
tungsbewußt und zur Entfaltung der 
nen Persönlichkeit auszuschöpfen. 

Die Medienpädagogen sollten sichere 
dann hüten, statt Beratung und Hilfe 
zepte geben zu wollen. Auch für sie 
der   pluralistische   Ansatz   unseres 
dungswesens. Medienpädagogische 
dellversuche, wie sie zum Beispiel m 
den-Württemberg unternommen wer.ten 
sind ein richtiger Schritt auf dem rec 
Weg. üß 

Das kommende Informationszeitalter 
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t
auch  unserer  kulturellen  Selbstbehaup- 
Un9 und unserer Sprachkultur dienen. Im 

'chen der weltumspannenden Informa- 
'onsgesellschaft wäre sonst unsere kultu- 

rel|e Tradition in Gefahr. 

•ese Sorge war es, die mich veranlaßt 
Jjat, die Verwirklichung des 3-Sat-Projek- 

ORP~~ e'nes 9emeinsam von ZDF- vom 

.    F und vom Schweizerischen Fernse- 
en     gestalteten     Satellitenfernsehpro- 

mms — persönlich voranzutreiben. 

och bevor die neuen Medien überall in 
ro r?.pa ein9eführt sind, hat bereits ihr eu- 

Paischer Wettbewerb begonnen. Denn 
sere Nachbarn Frankreich und Großbri- 
nnien haben bereits konkrete Pläne für 

viaQ  nationale  Fernsehprogramme,  die 

We dellit naCh ganz Eur°Pa ausgestrahlt faen sollen — und zwar mehrsprachig. 
an kann sich darauf verlassen, daß die 
Wjetunion, daß die Staaten im Osten 

m 
r

h
nicnt 'ange abseits stehen werden. Je 

tin  r Propa9anda sie treiben, desto wich- 
9«r wird für uns die Verbreitung von ob- 

Jektlver Information. 

funlf desnalb müssen auch die Rund- 
Q    anstalten   des   Bundesrechts,   also 

der M°hlandfunk und Deutsche Wel,e' an 

bet ?Ut2ung der neuen Satellitentechnik 
land       Werden- damit sie ihren deutsch- 
benP0,'tiSCnen ünd internationalen Aufga- 

leder voll gerecht werden können. 

frei S'nd entscn>edene Verfechter des 
die f1 Handels- und genauso sind wir für 
Serwi Verbreitung aller Medien, aller 
Vertr

aun9en auf allen Kanälen. Seit jeher 

INNENPOLITIK 

Euro*1 d'e BundesrePublik Deutschland in 
., Pa Und in riar\ t/aralntan  Matisinan imrl 

des   f "•   —   ~*"*" 
über •   uneingeschränkten,   grenz- 

inr   •— und in den Vereinten Nationen und 
dp«.   , 0nderorganisationen   das   Prinzip 

WerdSChreitenden 'nformationsflusses. Wir 
nach.en in unseren Bemühungen nicht 
Qeu assen, diesem Prinzip internationale 
diirrvL."9 Zu verschaffen und es weltweit 

urchzusetzen. • 

Thesen zur inneren 
Sicherheit 

Der Vorsitzende des Bundesfach- 
ausschusses Innenpolitik der CDU, 
der rheinland-pfälzische Innenmini- 
ster Kurt Böckmann, und der stell- 
vertretende Vorsitzende des Bun- 
desfachausschusses, der innenpoli- 
tische Sprecher der CDU-Landtags- 
fraktion in Nordrhein-Westfalen Rolf 
Klein, stellten am Montag, 4. März 
1985, auf einer Pressekonferenz in 
Bonn die „Thesen der CDU für die in- 
nere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland" vor: 

Die Terroranschläge der letzten Zeit ha- 
ben schlagartig deutlich gemacht, daß 

die Gefahr durch den Terrorismus weiter- 
besteht und durch seine internationale 
Verflechtung die besondere Gefährlichkeit 
zeigt. Aber auch in anderen Bereichen der 
inneren Sicherheit gibt die Entwicklung 
Anlaß zur Sorge: 
• Die Kriminalität ist — wenn auch in ei- 
nigen Deliktsbereichen leicht stagnierend 
— ungebrochen. 
• Die organisierte Kriminalität nimmt 
neue und gefährliche Formen an. 
• Strafrechtliches Fehlverhalten wird 
verharmlost oder zu rechtfertigen ver- 
sucht. 
Diese Entwicklung darf nicht verschwie- 
gen, sie muß vielmehr gestoppt werden. 
Denn der Schutz der Bürger und des 
Staates vor Verbrechen ist eine Grundvor- 
aussetzung für ein Leben in Freiheit. Zwar 
gibt es gegen Verbrechen keine von heute 
auf morgen wirkenden Wundermittel, es 
gibt aber eine Vielzahl von Ansatzpunkten, 
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um die Kriminalität wirksamer zu bekämp- 
fen, wie in den „Thesen der CDU für die in- 
nere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland" aufgezeigt wird. 

Die Verbesserung der inneren Sicherheit 
darf nicht einseitig auf die Polizei oder an- 
dere Sicherheitsorgane abgewälzt wer- 
den. Sie ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, der in der Familie, der Schule, in 
Bildungseinrichtungen, Verbänden und 
Medien gedient werden muß. Allein mit 
neuen Planstellen und einer verbesserten 
Ausstattung der Polizei kann der Kampf 
gegen das Verbrechen nicht gewonnen 
werden, wie die letzten Jahre zeigen. 

Hauptaufgabe im Bereich der inneren Si- 
cherheit muß es sein, das Rechtsbe- 
wußtsein unter allen Bürgern dieses Staa- 
tes, insbesondere der Jugend, zu festi- 
gen: Ohne Achtung des demokratisch le- 
gitimierten Rechts gibt es kein zivilisiertes 
Zusammenleben in einer humanen Gesell- 
schaft. Im demokratischen Rechtsstaat ist 
nur der Staat berechtigt, Gewalt anzuwen- 
den. Das staatliche Gewaltmonopol ist die 
Garantie dafür, daß nicht das Recht des 
Stärkeren gilt. 

Mit den Thesen zur inneren Sicherheit ak- 
tualisiert die CDU ihr umfassendes Pro- 
gramm zur Festigung der inneren Sicher- 
heit in der Bundesrepublik Deutschland 
aus dem Jahre 1982. Die CDU setzt neue 
Akzente insbesondere 
• bei der Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität 
Die offenen Ermittlungsmethoden der Po- 
lizei bei diesen Kriminalitätsformen — wie 
z. B. beim Drogen- und Waffenhandel, 
beim Diebstahl und der Hehlerei hochwer- 
tiger Kraftfahrzeuge — erweisen sich als 
zunehmend unwirksam. Der Polizei muß 
daher die Möglichkeit zu verdeckten Er- 
mittlungen gegeben werden. Soweit erfor- 
derlich, sind unverzüglich die gesetzlichen 
Voraussetzungen zu schaffen. 

• Bei der Bekämpfung der Umweltkrimi- 
nalität 
Die Umwelt ist auch mit den Mitteln des 
Strafrechts zu verteidigen. Die Umwelt- 
straftatbestände sind auf ihre Wirksamkeit 
zu prüfen und erforderlichenfalls zu ergän- 
zen. 
Vornehmste Aufgabe muß es jedoch sein. 
Umweltschädigungen bereits im Vorfei 
zu verhindern. Deshalb müssen die zu' 
ständigen Behörden die Einhaltung urT1' 
weltschützender Normen in Zusammenar' 
beit mit den Betreibern umweltrelevante 
Anlagen verstärkt überwachen. 
• bei der Gewährleistung des Daten- 
schutzes im Bereich der inneren Sicher 
heit 
Unter Berücksichtigung des vom Bundes 
Verfassungsgericht   anerkannten   Recn 

auf    informationeile    Selbstbestimmung 
sind auch im Sicherheitsbereich bereicn 
spezifische Regelungen zu schaffen. ve 

waltungsvorschriften   sind   soweit   no y 
durch Rechtsvorschriften zu ersetzen. D 
bei darf kein Verlust an Sicherheit für de 

Bürger eintreten. Datenschutz und innejio 

Sicherheit haben einem Ziel zu dienen die 

Freiheit der Bürger in Sicherheit zu 9 
währleisten. 

Keine Vorwärtsverlegung 
von US-Truppen 
Die  Verlegung von  drei  amerikanis 
Brigaden in weiter ostwärts gelegene 

chen 
Sta' 

Diiyauen in weiter ubiwcniö yeiey*" —      -^ 
tionierungsräume, wie sie Ende 19°    . 
der   sogenannten   „Stoessel-Demarc 
gefordert worden war, sei zwar °Per^te 
wünschbar, aber nicht finanzierbar, ste 
das Bundesverteidigungsministerium      . 

Den USA sei deutlich gesagt wordenL.a|3- 
es nicht möglich sei, Mittel für diese M 
nähme in den Haushaltsplan des Bun 
einzustellen. Der deutsche Finanzierung 
beitrag würde sich bei einem Dollar

den 

von rund drei Mark auf etwa 2,6 Millie 
DM belaufen. 
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• BUNDESTAGSFRAKTION 

Beschäftigungsförderungsgesetz 
entkrampft den Arbeitsmarkt 

ist 

Das von der CDU/CSU-Bundestags- 
^Ktion einstimmig verabschiedete 

eschäftigungsförderungsgesetz is 
^weiterer wichtiger Schritt zur 
uül    mpfun9 des Arbeitsmarktes 
J"a wird die Beschäftigung zusätzli- 
\hl Arbe'tnehmer in den Betrieben 
°rdern. Die Union wird alles daran- 
g    en> u"i dieses Gesetz zügig im 
srK!desta9 zu beraten und zu verab- 
reden. Daß die SPD diesen Ge- 
e«entwurf ablehnt, ist aus arbeits- 

v&uiktpollt|schen Gesichtspunkten 
SDJI9 "verständlich. Es zeigt die 

9er. 
erneut in der Rolle der Neinsa- 

Xentra|er Punkt dieses Gesetzes ist die 
^erweiterte Möglichkeit zum Abschluß 

•      Zeitarbeitsverträqen   auf   eineinhalb 
^hre. D«H..«u ._..-•.-_ ».u.u-, :„ 
Chance 

Dadurch erhalten Arbeitslose eine 
auf eine zunächst vorübergehen- Qje _ -u' eine zunacnsi voruuergerien- 

(jer 
eschäftigung, die sonst dem Risiko 

ben auerarbe'ts|osigkeit ausgesetzt blei- 
ch ^ürden. Wie die Erfahrung lehrt, mün- 

erhaft
efristete Arbeitsverhältnisse in dau- 

cjerp
e Arbeitsverhältnisse ein, erklärte 

Pra, arlarr>entarische Geschäftsführer der 
Ktl°n, Rudolf Seiters, in Bonn. 

BeschrpVnktebeJm 
Cha*tigungsförderungsgesetz 

sich  f Koalitionsberatungen   haben 
be^ p9ende   wesentliche   Änderungen 
runr,   

Entwurf  des  Beschäftigungsförde- 

i. sr9eset2es ergeben: 
vertrg einmali9e Befristung eines Arbeits- 

am (Kettenverträge bleiben ausge- 

schlossen) wird bis zu 18 Monaten ermög- 
licht, wenn 
— ein Arbeitnehmer neu eingestellt wird, 
— Ausgebildete weiterbeschäftigt wer- 
den, für die kein Dauerarbeitsplatz zur 
Verfügung steht (was rechtlich durch den 
Betroffenen oder den Betriebsrat über- 
prüft werden kann). 
Nach dem ursprünglichen Gesetzentwurf 
sollten Arbeitsverträge allgemein auf ein 
Jahr und bei Firmenneugründung auf zwei 
Jahre befristet werden können, wenn Ar- 
beitslose eingestellt werden. 
2. Alle Befristungen des Gesetzentwurfs 
werden auf den 1. Januar 1990 (statt bis- 
her 31. Dezember 1991) vorgezogen. Dies 
gilt neben den befristeten Arbeitsverträ- 
gen für die Verlängerung der Arbeitneh- 
merüberlassung von drei auf sechs Mona- 
te und die unentgeltliche Vermittlung von 
Ausbildungsplätzen durch von der Bun- 
desanstalt für Arbeit beauftragte Perso- 
nen oder Vereinigungen. 

3. Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung wird beauftragt, bis zum 30. 
April 1986 darüber zu berichten, ob und in 
welchem Umfang durch das Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz, vor allem durch 
die Erleichterung des befristeten Arbeits- 
vertrages, Überstunden und Sonder- 
schichten zugunsten der Einstellung von 
Arbeitslosen abgebaut wurden. Sollte die- 
se beabsichtigte Wirkung des Gesetzes 
nicht eintreffen, wird die Bundesregierung 
gesetzliche Maßnahmen vorschlagen, um 
Überstunden unattraktiv zu machen bzw. 
durch Freizeit auszugleichen. 



UiD 8 • 7. März 1985 • Seite 14 

Aufruf zu den Personalratswahlen 
Der Bundesvorstand der CDU hat folgenden Aufruf zu den Personal- 
ratswahlen beschlossen: 
In diesen Tagen beginnen bei den Bundesbehörden die Personalratswahlen. Wir 
bitten die Arbeitnehmer, von ihrem Stimmrecht Gebrauch zu machen und an den 
Wahlen teilzunehmen. Die Personalräte können die notwendige Interessenvertre- 
tung um so wirksamer wahrnehmen, je mehr sie sich vom Vertrauen ihrer Kolle- 
ginnen und Kollegen in den Verwaltungen getragen wissen. Wir danken daher de 
Kandidaten, die sich für die Wahlen zur Verfügung stellen. 
Die große Öffentlichkeit nimmt kaum Notiz von dem Einsatz und dem Engage- 
ment der Personalräte. Die Alltagswirklichkeit der Arbeitswelt zeigt, daß sich Per- 
sonalräte der vielen kleinen Sorgen, Nöte und Probleme annehmen müssen. Ver- 
trauen muß erarbeitet werden und Solidarität sich durch Taten beweisen. 
Für die CDU ist die Arbeit der Personalräte bei aller Verschiedenheit der Aufga' 
ben genauso wertvoll und wichtig wie die Tätigkeit in Parlamenten. 
Die Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes fordern wir zu einer fairen und ver- 
trauensvollen Zusammenarbeit mit den neugewählten Personalräten auf. We 

Partnerschaft und Zusammenarbeit will, darf auf den Sach- und Fachverstand de 
Personalräte und ihre Bereitschaft zur Verantwortung nicht verzichten. 

4. Die Koalitionsfraktionen werden einen 
Entschließungsantrag einbringen, durch 
den die Tarif- und Betriebspartner aufge- 
fordert werden, die Möglichkeiten des Be- 
schäftigungsförderungsgesetzes offensiv 
zugunsten der Einstellung von Arbeitslo- 
sen zu nutzen. 

5. Bei sogenannter Arbeit auf Abruf wird 
präzisiert, daß eine Regelarbeitszeit ver- 
einbart werden muß, die nur begrenzt un- 
ter- oder überschritten werden kann. Da- 
mit wird für den betroffenen Arbeitnehmer 
der zeitliche Einsatz und das zu erwarten- 
de Einkommen besser kalkulierbar. 

6. Bei Arbeitsplatzteilung (Jobsharing) 
wird präzisiert, daß die gegenseitige Ver- 
tretung der beteiligten Arbeitnehmer nur 
verlangt werden kann, wenn dies für den 
einzelnen zumutbar und aus dringlichen 
betrieblichen Erfordernissen unumgäng- 
lich ist. 
7. Die  Wiedereingliederung  von  Frauen 

nach der Kindererziehung soll stärker y^ 
fördert werden, indem ihre Teilnahme 
beruflichen Fort- und Weiterbildungs"1 

in N' 
nahmen sowie ihre Einbeziehung •••   ^ 
beitsbeschaffungsmaßnahmen  erleic 
wird- 
8. Die Frage, ob — außerhalb " . krjjf- 
triebsverfassungsgesetzes — Tei'z61 5- 
te auf die Schwellenwerte z. B. in a cfv 
rechtlichen Gesetzen „pro rata" anger ^ 
net werden sollen, wird im weiteren 
setzgebungsverfahren von den Koalrt ^ 
fraktionen geprüft. 

Anke Fuchs: Die Renten 
sind sicher... 
Während die SPD im Lande die An9s!?eV 
pagne bei den Rentnern schürt und     ^ 
teren Mitbürger verunsichert, erkla 
sozialpolitische Sprecherin, Anke r   ^ 
im Bremer Rundfunk am 2. März ( 

„Natürlich sind die Renten sicher. • 



5§T§uf kommt es an: 

Die Renten sind sicher! 
Sicherheit im Alter - darauf haben 
unsere älteren Mitbürger einen An- 
spruch. Und sie haben Anspruch auf 
eine ehrliche Auskunft. Deshalb noch 
^nmal im Klartext: 
D'e Renten sind sicher und steigen 
jucn in diesem Jahr! Dafür bürgt die 
Regierung Helmut Kohl - heute und 
borgen. 

ie SPD sollte sich mit ihrer scheinheili- 
gen Kritik lieber zurückhalten. Denn die 

entner haben noch nicht vergessen, 
wie die SPD-Regierung mit ihnen um- 
gesprungen ist: 

5 «JD80 betru9 die Inflationsrate 
•° Prozent, die Renten stiegen aber 

nur um vier Prozent. 

5 q1D 81 9a'oppierten die Preise um 
.y Prozent davon, während die Renten 

ea'glich um vier Prozent zunahmen. 

^•gebnis: Jedesmal hatten die Rent- 
er e,JJ dickes Minus im Portemon- 

Pr?;i?enn was nützt die schönste 
^rnohung, wenn die Inflation gleich 
«"es wieder auffrißt? 

eshalb heißt für die Bundesregierung 
ne|mut Kohl das wichtigste Ziel: 

Rentensicherheit kommt vor 
Rentenerhöhung. 
Dafür müssen alle Opfer bringen - die 
Arbeitnehmer mit höheren Beiträgen 
zur Rentenversicherung und die Rent- 
ner selbst mit ihrem Beitrag zur Kran- 
kenversicherung. Das trifft viele Rent- 
ner sicher hart. Doch sollten sie dabei 
bedenken: Die Ausgaben der Kranken- 
versicherung für die Rentner werden 
1985 voraussichtlich über 40 Milliarden 
Mark liegen, der Eigenbeitrag der 
Rentner aber nur bei sechs Milliarden 
Mark. Das ist ein Solidaritäts-Beitrag 
der älteren Generation, damit die 
jüngere Generation nicht unter der Last 
der Beiträge zusammenbricht. 
Die gemeinsamen Anstrengungen 
haben sich gelohnt: Heute sind die 
Renten wieder sicher, die Preise 
sind stabil wie zu Ludwig Erhards 
Zeiten. Und daran erinnern sich 
unsere Rentner doch wohl am 
besten! 
Gewiß: Die Zeit der großen Renten- 
sprünge ist vorbei. Doch solide und 
verläßliche Renten sind besser als eine 
ungewisse Rentenzukunft. 

Es bleibt dabei: Die Renten sind sicher 
und kommen pünktlich - Monat für Monat. 

Dafür bürgt die Regierung Helmut Kohl. 

"••Wo-- 

""•"»w   SMOBonnl   Nr. in 

CDU 
II sicher 

sozial 
undfrei 
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Die CDU auf der Suche 
nach ihrem Frauenbild 
Wie das bei ihm so ist: Wovon Heiner 
Geißler überzeugt ist, dafür geht er mit 
dem Kopf, sollte eine im Weg stehen, 
auch durch die Wand. Dieses Mal könnte 
davon die Sache der Frauen ihren Nutzen 
haben. Eine Vertreterin des neueren Femi- 
nismus, die Bonner Autorin Herrad 
Schenk, war denn auch einigermaßen ver- 
wundert, „wie sehr sich das Frauenbild 
der CDU verändert hat", was aber ohnehin 
eine vorschnelle Verallgemeinerung sein 
dürfte. 

Daß Vorsicht, wenn nicht gar Skepsis an- 
gebracht ist, das weiß die Feministin 
Schenk. Im Einleitungsreferat zum „6. 
Konrad-Adenauer-Haus-Gespräch" am 
vergangenen Montag zum Thema „Neue 
Partnerschaft" faßte sie ihre im Prinzip po- 
sitive Haltung zu den Essener Leitsätzen 
für die Frauenpolitik der CDU zusammen 
in der Frage: „Soll ich das Wunderbare 
glauben?" 

Neben Herrad Schenk debattierten 
andere engagierte Frauen mit, aus ^ 
Partei die Abgeordneten Helga ^e% $ 
Renate Hellwig, aus der Frauenszen ^ 
Journalistinnen Viola Roggenkamp $. 
Valeska von Roques. Nicht mit dabei' ^ 
schon ursprünglich angekündigt, *a $1- 
engagierte Streiterin gegen die Eman $ 
tion der siebziger Jahre und Doyenn ^e, 
„ Tendenzwende "-Literatur,    Christa 
ves ••• • * es 

In der Diskussion im CDU-Haus 9inLct\ 
vergleichsweise ernsthaft zu, z-.Q$eQ 
sehr lebhaft und gelegentlich mit ^r^iv 
Frontstellungen. So fand der No(~n'S «\$ 
lienminister, der nach Meves *? ..n«tf\ 
fest in der Tasche der Feminist">^j. 
steckt, sich zeitweise im Kreuzfeue p 
sehen der linken Feministin R°99e?«n^' 
und der ganz und gar nicht linken M y,{\' 
ternehmerin Angelika Pohlenz: ße! MC^ 
sierten, wenngleich aus unterschied eid 
Motiven, das angestrebte Erziehung 
mit Arbeitsplatzgarantie. ^ß 
Wie er dies verwirklichen will, da» ^> 
Geißler auf dem Parteitag erst noc>' ^5 
zeigen. Der Generalsekretär, ange 0 
der Wand, durch die er durch ^fige^' 
haben uns einiges auf den Bücke 

Deutsches Allgemeines SonijgJ $ 
den." 
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